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Drittes Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 

im Land Nordrhein-Westfalen 
(3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz 

Nordrhein-Westfalen - 3. NKFWG NRW) 
Der Landtag hat das fo lgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

2023 

Drittes Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 

im Land Nordrhein-Westfalen 
(3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz 

Nordrhein-Westfalen - 3. NKFWG NRW) 

Vom 5. März 2024 

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen 

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S . 666), die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 75 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­
gefügt: 

„Die Gemeinde hat Bücher zu führen , in denen 
nach Maßgabe dieses Gesetzes und nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung un­
ter Berücksichtigung der besonderen gemeinde­
haushaltsrechtlichen Bestimmungen die Verwal­
tungsvorfälle und die Vermögens-, Ertrags- und 
Finanzlage in der Form der doppelten Buchfüh­
rung ersichtlich zu machen sind." 

b) In Absatz 2 wird Satz 4 aufgehoben. 

c) Absatz 3 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

„Jahresüberschüsse erhöhen, soweit sie nicht für 
den Haushaltsausgleich verwendet werden, die 
Ausgleichsrücklage. Im Rahmen der Feststellung 
des Jahresabschlusses können aus der Aus­
gleichsrücklage Beträge in die allgemeine Rück­
lage umgebucht werden." 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,Wird bei der Aufstellung der Haushaltssat­
zung ein Jahresfehlbetrag vorgetragen oder 
eine Verringerung der allgemeinen Rücklage 
vorgesehen, bedarf dies der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde." 

bb) In Satz 4 wird die Angabe „Abs." durch das 
Wort „Absatz" ersetzt. 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „gern . § 95 Abs. 3" 
durch die Wörter „nach § 95 Absatz 5" und 
jeweils das Wort „Fehlbetrag" durch das 
Wort „Jahresfehlbetrag" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „wieder herzu­
stellen" durch das Wort „wiederherzustellen" 
ersetzt. 

f) Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sie ist überschuldet, wenn in der Bilanz ein 
nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 
ausgewiesen wird." 

2. § 76 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden 
die Wörter „wieder hergestellt" durch 
das Wort „wiederhergestellt" ersetzt. 

bbb) In Nummer 1 werden die Wörter „eines 
Haushaltsjahres" durch die Wörter „des 
Planjahres" ersetzt. 

ccc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3 . in der Bilanz ein nicht durch Eigen­
kapital gedeckter Fehlbetrag ausge­
wiesen wird." 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „gemäß§ 95 Ab­
satz 3" durch die Wörter „nach § 95 Ab­
satz 5" ersetzt . 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle d es Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 sind 
im Haushaltssicherungskonzept Maßnahmen zum 
nachhaltigen Wiederaufbau des kommunalen Ei­
genkapitals darzustellen." 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

,, (3) Die Haushaltssicherung steht der Wahrneh­
mung und Finanzierung von Aufgaben , zu denen 
die Gemeinde rechtlich verpflichtet ist, dem 
Grunde nach nicht entgegen. Dies gilt auch für 
die Aufnahme von Krediten nach § 86 und das 
Tätigen zwingend erforderlicher Investitionen 
zur Wahrnehmung von Aufgaben, zu denen die 
Gemeinde rechtlich verpflichtet ist." 

3. In § 78 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden nach dem 
Wort „Ausgleichsrücklage" die Wörter ,,, des Vortra­
ges eines Jahresfehlbetrages" eingefügt. 

4. § 79 wird wie fo lgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

,, (3) Kann der Ausgleich des Jahresergebnisses 
trotz Ausnutzung von Spar- und Ertragsmöglich­
keiten nicht erreicht werden, kann im Ergebnis­
plan eine pauschale Kürzung von Aufwendungen 
bis zu einem Betrag von 2 Prozent der Summe 
der ordentlichen Aufwendungen veranschlagt 
werden (globaler Minderaufwand); anstelle oder 
zusätzlich kann die Ausgleichsrücklage verwen­
det werden. Soweit ein Ausgleich des Jahreser­
gebnisses nach Satz 1 nicht erreichbar ist, kann 
ein verbleibender Jahresfehlbetrag in der mittel­
fristigen Ergebnis- und Finanzplanung längstens 
in die drei folgenden Haushaltsjahre vorgetragen 
werden; § 84 ist zu beachten. Bei einer geplanten 
Verringerung der allgemeinen Rücklage ist § 7 5 
Absatz 4 und § 76 zu beachten. Für die Deckung 
eines Jahresfehlbetrages im Jahresabschluss des 
Planjahres gilt § 95." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

5. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. sich zeigt, dass ein erheblicher Jahres­
fehlbetrag entsteht oder ein veranschlag­
ter Jahresfehlbetrag sich erheblich ver­
größert und dies sich nicht durch andere 
Maßnahmen vermeiden lässt," 

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Inves­
titionen" die Wörter „oder Investitionsförder­
maßnahmen" eingefügt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Absatz 2 Nummer 2 und 3 findet keine An­
wendung auf 

1. geringfügige Investitionen, Instandsetzungen 
an Bauten oder Investitionsfördermaßnahmen 
sowie unabweisbare Aufwendungen und Aus­
zahlungen, 

2. Umschuldung von Krediten un 
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3. Abweichungen vom Stellenplan und die Leis­
tung höherer Personalaufwendungen, die sich 
unmittelbar aus einer Anderung des Besol­
dungs- oder Tarifrechts ergeben. 

Für Verwaltungsvorfälle nach Satz 1 Nummer 1 
kann der Rat eine Wesentlichkeitsschwelle festle­
gen." 

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 

6. § 82 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Reichen die Finanzmittel für die Fortsetzung von 
Bauten , Beschaffungen und sonstigen Leistungen 
des Finanzplans nach Absatz 1 Nummer 1 nicht aus , 
so darf die Gemeinde mit Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde Kredite für Investitionen und Investi­
tionsfördermaßnahmen bis zu einem Viertel des 
durchschnittlichen Betrags der Kreditermächtigun­
gen für die beiden Vorjahre aufnehmen." 

7. § 84 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 84 

Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

(1) Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft eine 
fünfjährige Ergebnis- und Finanzplanung zu 
Grunde zu legen und in den Haushaltsplan einzube­
ziehen. Das erste Planungsjahr ist das laufende 
Haushaltsjahr. Die Ergebnis- und Finanzplanung für 
die dem Haushaltsjahr folgenden drei Planungsjahre 
soll in den einzelnen Jahren ausgeglichen sein. Sie 
ist mit der Haushaltssatzung der Entwicklung anzu­
passen und fortzuführen. 

(2) Soll in der mittelfristigen Ergebnis- und Finanz­
planung der Ausgleich eines geplanten Jahresfehlbe­
trages durch Vortrag erreicht werden, bedarf es dazu 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. § 75 Ab­
satz 4 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. Die Auf­
sichtsbehörde kann die Gemeinde zur Aufstellung 
eines Haushaltssicherungskonzeptes verpflichten, 
wenn die stetige Erfüllung der Aufgaben nach § 75 
Absatz 1 Satz 1 nicht gesichert erscheint." 

8. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Inves­
titionen" die Wörter „und Investitionsfördermaß­
nahmen" eingefügt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,, In einer Haushaltssatzung für zwei Haushalts­
jahre kann bestimmt werden , dass nicht in An­
spruch genommene Verpflichtungsermächtigun­
gen des ersten Haushaltsjahres weiter bis zum 
Erlass der nächsten Haushaltssatzung gelten." 

9. § 86 wird wie folgt geändert: 

a) Absa tz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Kredite dürfen unter der Voraussetzung des § 77 
Absatz 4 nur für Investitionen, Investitionsför­
dermaßnahmen und zur Umschuldung aufge­
nommen werden." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,, (3) Die Aufnahme einzelner Kredite bedarf der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde (Einzelge­
nehmigung), wenn 

1. die Kreditaufnahmen nach § 19 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachs­
tums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (BGBl. I 
S . 582) , das zuletzt durch Artikel 267 der Ver­
ordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, beschränkt worden sind, 
wobei die Einzelgenehmigung nach Maßgabe 
der Kreditbeschränkungen versagt werden 
kann, oder 

2. ein Haushaltssicherungskonzept aufgestellt 
worden ist und die Aufsichtsbehörde sich die 
Genehmigung der Aufnahme einzelner Kredite 
nach§ 76 Absatz 2 Satz 5 vorbehalten hat. " 

10. § 89 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird durch die fo lgenden Sätze 
ersetzt: 

,,Im Rahmen des Jahresabschlusses ist durch Be­
reinigung sicherzustellen, dass Kredite zur Liqui­
ditätssicherung nicht zur Finanzierung von In­
vestitionen oder Investi tionsfördermaßnahmen 
verwendet werden. § 86 Absatz 2 gilt entspre­
chend." 

b) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

,, (3) Ist ein Haushaltssicherungskonzept nach 
§ 76 aufzustellen, so bedarf der Höchstbetrag der 
Kredite zur Liquiditätssicherung im Rahmen der 
Haushaltssatzung der Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde. 

(4) Die von der Gemeinde nach dem 31. Dezem­
ber 2025 aufgenommenen Kredite zur Liqui­
ditätssicherung sollen innerhalb von höchstens 
36 Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres, für 
das sie aufgenommen worden sind, vollständig 
getilgt werden." 

11. § 95 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 95 

Jahresabschluss 

(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines jeden 
Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen. 
Der Jahresabschluss ist nach den Grundsätzen ord­
nungsmäßiger Buchführung unter Berücksichtigung 
der besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen Be­
stimmungen aufzustellen und hat klar und über­
sichtlich zu sein. Der Jahresabschluss hat sämtliche 
Vermögensgegenstände, Schulden , Rückstellungen, 
Rechnungsabgrenzungsposten , Erträge , Aufwendun­
gen, Einzahlungen und Auszahlungen zu enthalten , 
soweit nichts anderes bestimmt ist. Er hat ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde 
zu vermitteln . 

(2) Ein Jahresfehlbetrag im Jahresabschluss soll un­
verzüglich gedeckt werden. Er soll im Jahresab­
schluss durch Entnahme aus der Ausgleichsrücklage 
ausgeglichen werden. Ein danach verbleibender Jah­
resfehlbetrag ist spätestens nach drei Jahren mit der 
allgemeinen Rücklage zu verrechnen , soweit er nicht 
mit Jahresüberschüssen in einem vorangehenden 
Haushaltsjahr gedeckt werden kann. Die allgemeine 
Rücklage darf nicht negativ sein. 

(3) Der Jahresabschluss besteht aus 

1. der Ergebnisrechnung, 

2. der Finanzrechnung, 

3. den Teilrechnungen und 

4. der Bilanz. 

Der Jahresabschluss ist um einen Anhang zu erwei­
tern, der mit den Bestandteilen des Jahresabschlus­
ses nach Satz 1 eine Einheit bildet. Am Schluss des 
Anhangs sind die Bürgermeisterin oder der Bürger­
meister, die Mitglieder des Rates, die Beigeordneten 
und die Kämmerin oder der Kämmerer, auch wenn 
sie im Haushaltsjahr ausgeschieden sind, mit dem 
Familiennamen und mindestens einem ausgeschrie­
benen Vornamen anzugeben. Darüber hinaus hat die 
Gemeinde einen Lagebericht aufzustellen. 

(4) Dem Anhang sind als Anlagen beizufügen 

1. ein Anlagenspiegel, 

2. ein Forderungsspiegel , 

3. ein Eigenkapitalspiegel, 

4. ein Verbindlichkeitenspiegel und 

5. eine Übersicht über die in das folgende Jahr 
übertragenen Haushaltsermächtigungen. 

(5) § 80 Absatz 1 gilt sinngemäß. § 80 Absatz 2 
Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass die Bürgermeiste­
rin oder der Bürgermeister den von ihr oder ihm be­
stätigten Entwurf innerhalb von sechs Monaten 
nach Ablauf des Haushaltsjahres dem Rat zur Fest-
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stellung zuleitet. § 80 Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten 
entsprechend." 

12. § 96 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In § 96 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „die 
Verwendung des Jahresüberschusses oder" gestri­
chen. 

b) In § 96 Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 durch 
folgenden Satz ersetzt: 

,,§ 80 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend." 

13. § 97 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,, (3) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nummer 3 
sind § 75 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie 
Absatz 6 und 7, die §§ 84 bis 90, § 92 Absatz 3 und 
die§§ 93 , 94 und 96 sinngemäß anzuwenden." 

14. In § 101 Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter ,,, des 
§ 103 Absatz 2 Satz 2 oder des § 103 Absatz 5" ge­
strichen. 

15. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz einge­
fügt: 

,,In Fällen des Satzes 1 soll ein Wechsel der Ab­
schlussprüferin oder des Abschlussprüfers erfol­
gen, wenn diese oder dieser fünf aufeinanderfol­
gende Jahresabschlüsse oder Gesamtabschlüsse 
geprüft hat, sofern nicht Gründe für einen frühe­
ren Wechsel vorliegen ." 

b) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

,,(8) Die Abschlussprüferin oder der Abschluss­
prüfer hat über Art und Umfang sowie über das 
Ergebnis der Prüfung zu berichten. § 321 und 
§ 322 des Handelsgesetzbuches in der im Bundes­
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 154) geändert worden ist, gelten 
entsprechend." 

16 . § 103 wird wie folgt gefasst: 

,, § 103 

Örtliche Prüfung der Eigenbetriebe 

(1) Die örtliche Prüfung der Eigenbetriebe richtet 
sich nach § 114. 

(2) Absa tz 1 gilt entsprechend für Einrichtungen, 
die nach § 107 Absatz 2 entsprechend den Vorschrif­
ten über das Rechnungswesen der Eigenbetriebe ge­
führt werden. 

(3) § 101 Absatz 6 ist zu beachten." 

17. In § 105 Absatz 9 werden die Wörter ,,§ 92 Absatz 3 
oder nach" sowie die Wörter ,,, § 103 Absatz l " ge­
strichen. 

18. § 108 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Die Gemeinde darf Unternehmen und Ein­
richtungen in einer Rechtsform des privaten 
Rechts nur gründen oder sich daran beteiligen, 
wenn 

1. bei Unternehmen (§ 107 Absatz 1) die Voraus­
setzungen des § 107 Absatz 1 Satz 1 gegeben 
sind und bei Unternehmen im Bereich der 
energiewirtschaftlichen Betätigung die Voraus­
setzung des§ 107a Absatz 1 gegeben ist, 

2. bei Einrichtungen (§ 107 Absatz 2) ein wichti­
ges Interesse der Gemeinde an der Gründung 
oder der Beteiligung vorliegt, 

3. eine Rechtsform gewählt wird, welche die Haf­
tung der Gemeinde auf einen bestimmten Be­
trag begrenzt, 

4. die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde in 
einem angemessenen Verhältnis zu ihrer Leis­
tungsfähigkeit steht, 

5. die Gemeinde sich nicht zur Übernahme von 
Verlusten in unbestimmter oder unangemesse­
ner Höhe verpflichtet, 

6. die Gemeinde einen angemessenen Einfluss, 
insbesondere in einem Uberwachungsorgan, 
erhält und dieser durch Gesellschaftsvertrag, 
Satzung oder in anderer Weise gesichert wird , 

7. das Unternehmen oder die Einrichtung durch 
Gesellschaftsvertrag, Satzung oder sonstiges 
Organisationsstatut auf den öffentlichen 
Zweck ausgerichtet wird , 

8. bei Unternehmen und Einrichtungen in Gesell­
schaftsform gewährleistet ist, dass der Jahres­
abschluss in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Dritten Buches des Handels­
gesetzbuches für Kapitalgesellschaften aufge­
stellt und geprüft wird, soweit nicht weiterge­
hende oder andere gesetzliche Vorschriften, der 
Gesellschaftsvertrag oder die Satzung gelten; 
§ 286 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches ist 
nicht anzuwenden , 

9. bei Unternehmen der Telekommunikation ein­
schließlich von Telefondienstleistungen nach 
§ 107 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 im Gesell­
schaftsvertrag die unmittelbare oder im Rah­
men einer Schachtelbeteiligung die mittelbare 
Haftung der Gemeinde auf den Anteil der Ge­
meinde oder des kommunalen Unternehmens 
am Stammkapital beschränkt ist. 

In Fällen des Satzes 1 Nummer 9 darf die Ge­
meinde für diese Unternehmen zur Wahrneh­
mung gleicher Wettbewerbschancen weder Kre­
dite nach Maßgabe kommunalwirtschaftlicher 
Vorzugskonditionen in Anspruch nehmen noch 
Bürgschaften und Sicherheiten nach § 87 leisten. 
Die Aufsichtsbehörde kann von den Vorschriften 
der Nummern 3 und 5 in begründeten Fällen Aus­
nahmen zulassen." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 1 Buchstabe c wird wie folgt 
gefasst: 

,,c) die Feststellung des Jahresabschlus­
ses, die Verwendung des Ergebnisses 
sowie das Ergebnis der Prüfung des 
Jahresabschlusses unbeschadet der 
bestehenden gesetzlichen Offenle­
gungspflichten öffentlich bekannt 
gemacht werden und der Jahresab­
schluss bis zur Feststellung des fol­
genden Jahresabschlusses zur Ein­
sichtnahme verfügbar gehalten wer­
den; sofern ein Lagebericht nach 
Nummer 2 zu erstellen ist, erstreckt 
sich dieses auch auf den Lagebe­
richt," 

bbb) Nummer 2 wird durch die folgenden 
Nummern 2 und 3 ersetzt: 

„2. in dem Lagebericht, sofern dieser in 
entsprechender Anwendung der Vor­
schriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches zu erstellen 
ist, oder in Zusammenhang damit 
zur Einhaltung der öffentlichen 
Zwecksetzung und zur Zweckerrei­
chung Stellung genommen wird, 

3. in dem Bericht über die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lagebe­
richtes nach Nummer 2 darauf ein­
gegangen wird, ob das von der Ge­
meinde zur Verfügung gestellte Ei­
genkapital angemessen verzinst 
wird, und" 

ccc) Die bisherige Nummer 3 wird Num­
mer 4. 



Gesetz- und Verordnungsbla tt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 7 vom 15. März 2024 139 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Maßgabe des 
Satzes 1 Nr. 1 a) und b) sowie Nr. 2 und 3" 
durch die Angabe „Satz l " ersetzt . 

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die Ab­
sätze 3 bis 6. 

19 . In§ 114 Absatz 1 wird der Punkt am Ende durch die 
Wörter „und geprüft." ersetzt . 

20. § 114a Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 

,, (10) Der Jahresabschluss ist in entsprechender An­
wendung der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften auf­
zustellen und zu prüfen , soweit nicht weitergehende 
oder andere gesetzliche Vorschr iften oder die Sat­
zung gelten; § 286 Absatz 4 des Handelsgesetz­
buches ist nicht anzuwenden ." 

21. § 115 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Für die Entscheidung über die mittelbare Betei­
ligung an einer Gesellschaft gilt Entsprechendes , 
wenn ein Beschluss des Rates nach § 108 Absatz 5 
oder§ 111 Absatz 2 zu fassen ist." 

22. § 116 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 6 Sa tz 1 wird das Wort ,,, Lagebe­
richte" durch die Wörter „einschließlich etwaig 
erstellter Lageberichte" er setzt . 

b) Absatz 7 wird aufgehoben. 

c) Absatz 8 wird Absatz 7. 

d) Absatz 9 wird Absatz 8 und Satz 2 wird wie folgt 
gefasst: 

2022 

,, Der Rat bestätigt den geprüften Gesamtab­
schluss durch Beschluss; § 96 Absatz 1 Satz 1, 3 
und 6 und Absatz 2 finden entsprechende Anwen­
dung." 

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen 

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfa len in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 646) , die zulet zt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 13. April 2022 (GV. NRW. S . 490) geändert worden 
ist , wird wie folgt geändert : 

1. In § 56 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­
gefügt: 

,, Aus vorangegangenen Jahresabschlüssen vorgetra ­
gene Jahresfehlbetr äge können bei der Berechnung 
der Kreisumlage nach Satz 1 vollständig oder teil­
weise berücksichtigt werden , soweit sie in dem Jahr 
zu verrechnen sind oder verrechnet werden sollen." 

2. § 56a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 56a 

Ausgleichsrücklage 

§ 75 Absatz 3 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfa len gilt entsprechend." 

3. In § 56b Absatz 2 werden die Wörter „oder steht die 
Uberschuldung innerhalb der mittelfristigen Finanz­
planung bevor" gestrichen. 

4. § 56c wird wie folgt gefasst: 

,, § 56c 

Sonderumlage 

Der Kreis kann eine Sonderumlage erheben , sofern im 
Jahresabschluss eine Inanspruchnahme der allgemei­
nen Rücklage erfolgt ist . Eine Sonderumlage ist zu er­
heben , sofern eine Uberschuldung nach § 75 Absatz 7 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West­
fa len eingetreten ist. Die Sonderumlage ist nach der 
Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage und un­
ter Beachtung des Rücksichtnahmegebotes nach § 9 
Satz 2 zu bestimmen. Sie kann in Teilbeträgen festge­
setzt und erhoben werden. § 55 sowie § 56 Absatz 2 
und 3 finden entsprechende Anwendung." 

2022 

Artikel 3 
Änderung der Landschaftsverbandsordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 

Die Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S . 657) , die zuletzt durch Ar­
tikel 8 des Gesetzes vom 19. Dezember 2023 (GV. NRW. 
S. 1431) geändert worden ist , wird wie folgt geändert : 

1. In § 22 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­
gefügt: 

,, Aus vorangegangenen Jahresabschlüssen vorgetra­
gene Jahresfehlbeträge können bei der Berechnung 
der Landschaftsumlage nach Satz 1 vollständig oder 
teilweise berücksichtigt werden, soweit sie in dem 
Jahr zu verrechnen sind oder verrechnet werden sol­
len ." 

2. § 23a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 23a 

Ausgleichsrücklage 

§ 75 Absatz 3 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfa len gilt entsprechend ." 

3. In § 23b Absatz 2 werden die Wörter „oder steht die 
Uberschuldung innerhalb der mittelfristigen Finanz­
p lanung bevor" gestrichen. 

4. § 23c wird wie folgt gefasst: 

,,§ 23c 

Sonderumlage 

„Der Landschaftsverband kann eine Sonderumlage 
erheben, sofern im Jahresabschluss eine Inanspr uch­
nahme der allgemeinen Rücklage erfolgt_ ist . Eine 
Sonderumlage ist zu er heben , sofern eine Uberschul­
dung nach § 75 Absatz 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfa len eingetreten ist. Die 
Sonderumlage ist nach der Inanspruchnahme der all­
gemeinen Rücklage und unter Beachtung des Rück­
sichtnahmegebotes nach § 9 Satz 2 der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfa len zu bestimmen . Sie 
kann in Teilbeträgen fes tgesetzt und erhoben werden. 
§ 55 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-West­
fa len sowie § 22 Absatz 2 und 3 finden entsprechende 
Anwendung." 

5. Nach§ 32 wird folgender § 32a eingefügt: 

,,§ 32a 

Weiterentwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung 

(Experimentierklausel) 

Für die Landschaftsverbände findet § 129 der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
entsprechende Anwendung." 

2021 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr 

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. 
NRW. S. 96) , das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 26 
folgende Angabe eingefügt: 

,, § 26a 

Weiterentwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung 

(Experimentierklausel)". 

2. In § 19 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­
gefügt: 

,, Aus vorangegangenen Jahresabschlüssen vorgetra­
gene Jahresfehlbeträge können bei der Berechnung 
d er Verbandsumlage nach Satz 1 vollständig oder teil-
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weise berücksichtigt werden, soweit sie in dem Jahr 
zu verrechnen sind oder verrechnet werden sollen." 

3. § 20 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) § 75 Absatz 3 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend." 

4. In § 20a Absatz 2 werden die Wörter „oder steht die 
Uberschuldung innerhalb der mittelfristigen Finanz­
planung bevor " gestrichen . 

5. § 20b wird wie folgt gefasst: 

,, § 20b 

Sonderumlage 

Der Verband kann eine Sonderumlage erheben , sofern 
im Jahresabschluss eine Inanspruchnahme der allge­
meinen Rücklage erfolgt ist. Eine Sonderumlage ist zu 
erheben, sofern eine Uberschuldung nach § 75 Ab­
satz 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen eingetreten ist. Die Sonderumlage ist nach 
der Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage und 
unter Beachtung des Rücksichtnahmegebots nach § 9 
Satz 2 der Kreisordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen zu bestimmen. Sie kann in Teilbeträgen 
festgesetzt und erhoben werden. § 55 der Kreisord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen sowie § 19 
Absatz 2 und 3 finden entsprechende Anwendung." 

6. Nach § 26 wird folgender§ 26a eingefügt: 

,, § 26a 

Weiterentwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung 

(Experimentierklausel) 

Für den Verband findet § 129 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen entsprechende An­
wendung." 

641 

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit 

Das Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. 
NRW. S . 621), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In§ 19 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­
gefügt: 

,,Aus vorangegangenen Jahresabschlüssen vorgetra­
gene Jahresfehlbeträge können bei der Berechnung 
der Verbandsumlage nach Satz 1 vollständig oder teil­
weise berücksichtigt werden , soweit sie in dem Jahr 
zu verrechnen sind oder verrechnet werden sollen ." 

2. § 19a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 19a 

Ausgleichsrücklage 

§ 75 Absatz 3 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend." 
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Artikel 6 
Änderung der Eigenbetriebsverordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen 

Auf Grund des § 133 Absatz 1 und 2 der Gemeindeord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666) , die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S . 490) geändert worden ist , 
verordnet das Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-West­
falen im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finan­
zen des Landes Nordrhein-Westfalen: 

Die Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 
2005 S. 15) , die zuletzt durch Verordnung vom 22. März 

2021 (GV. NRW. S. 348) geändert worden ist , wird wie 
folgt geändert: 

1. § 5 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst : 

,, Der Betriebsausschuss setzt unbeschadet der Vor­
schrift des § 4 die allgemeinen Lieferbedingungen fes t 
und erteilt die Zustimmung zu erfolgsgefährdenden 
Mehraufwendungen und zu Mehrauszahlungen nach 
den §§ 15 und 16." 

2. In § 9 Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter ,,§ 103 Ab­
satz 2 GO NRW findet entsprechende Anwendung" 
durch die Wörter ,,§ 21 find et entsprechende Anwen­
dung" ersetzt. 

3. § 19 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Über die Buchführung, das Inventar und die Auf­
bewahrung finden die Vorschriften des Dritten Buchs 
des Handelsgesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III , Gliederungsnummer 4100-1 , veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 154) ge­
ändert worden ist, Anwendung, soweit sie nicht be­
reits unmittelbar gelten. " 

4. § 21 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 21 

Aufstellung des Jahresabschlusses und Prüfung 

(1) Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsj ahres ist 
ein Jahresabschluss in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsge­
setzbuches für Kapita lgesellschaften aufzustellen und 
zu prüfen, soweit sich aus dieser Verordnung oder der 
Betriebssatzung nichts anderes ergibt. 

(2) Der Jahresabschluss ist zu prüfen. Die Betriebslei­
tung kann mit der Durchführung der Jahresab­
schlussprüfung eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirt­
schaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
oder die Gemeindeprüfungsanstalt nach vorheriger 
Beschlussfassung durch den Betriebsausschuss beauf­
tragen. In den Fällen des Satzes 1 gilt § 102 Absa tz 2 
Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen sinngemäß. Wird die Buchführung 
des Eigenbetriebs nach den für Gemeinden geltenden 
Vorschriften geführt, so kann abweichend dazu auch 
die örtliche Rechnungsprüfung mit der Prüfung be­
a uftragt werden . Im Falle der Prüfung durch die örtli­
che Rechnungsprüfung gilt § 102 der Gemeindeord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen entspre­
chend. 

(3) Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung ist die 
Anwendung des§ 53 Absatz 1 des Haushaltsgrundsät­
zegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), das 
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 14. August 
2017 (BGBl. I S . 3122) geändert worden ist, zu beauf­
tragen. In dem Bericht über die Prüfung des Jahresab­
schlusses ist ferner darauf einzugehen , ob das von der 
Gemeinde zur Verfügung gestellte Eigenkapita l ange­
messen verzinst wird. Sofern ein Lagebericht aufzu­
stellen ist, erstreckt sich die Jahresabschlussprüfung 
auch auf diesen. 

(4) Die Aufwendungen für die Jahresabschlussprü­
fung trägt der Eigenbetrieb." 

5. § 24 wird wie folgt geändert: 

a ) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die Absatzbezeichnung ,, (2)" wird gestrichen. 

6. § 25 wird aufgehoben. 

7. § 26 wird wie folgt geändert: 

a ) In Absatz 1 Satz 1 und 3 werden jeweils die Wörter 
„und den Lagebericht" durch die Wörter „nach 
§ 21" ersetzt. 

b) Die Absätze 2 bis 4 werden wie folgt gefasst: 

,, (2) Der Betriebsausschuss soll die Ergebnisse der 
Jahresabschlussprüfung nach § 21 sowie gegebe­
nenfalls die Ergebnisse der Prüfung der örtlichen 
Rechnungsprüfung nach§ 104 Absatz 1 Nummer 2 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen in seine Beratung einbeziehen. 
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(3) Der Rat der Gemeinde stellt den geprüften 
Jahresabschluss innerhalb eines Jahres nach Ende 
des Wirtschaftsjahres fest. Sofern ein Lagebericht 
Gegenstand des Jahresabschlusses und seiner Prü­
fung ist, nimmt er diesen zur Kenntnis. Zugleich 
beschließt er über die Verwendung des Jahresüber­
schusses oder die Behandlung eines Jahresfehlbe­
trages. 

(4) Der Jahresabschluss, die Verwendung des Jah­
resüberschusses oder die Behandlung des Jahres­
fehlbetrages sowie das Ergebnis der Prüfung des 
Jahresabschlusses nach § 21 sind öffentlich be­
kannt zu machen. Der Jahresabschluss ist danach 
bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus­
ses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. Satz 2 
gilt entsprechend für einen Lagebericht nach Ab­
satz 3 Satz 2." 

8. In § 27 Satz 2 werden die Wörter ,,§§ 21 bis 23 sowie 
25" durch die Angabe ,,§§ 22 und 23 " ersetzt. 

641 

Artikel 7 
Änderung der Kommunalunternehmensverordnung 

Auf Grund des § 133 Absatz 1 und 2 der Gemeindeord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) geändert worden ist, 
verordnet das Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfa­
len im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen 
des Landes Nordrhein-Westfalen: 

Die Kommunalunternehmensverordnung vom 24. Okto­
ber 2001 (GV. NRW. S. 773), die zuletzt durch Verordnung 
vom 22. März 2021 (GV. NRW. S. 348) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Vor der Umwandlung eines Regiebetriebs in ein 
Kommunalunternehmen ist eine Eröffnungsbilanz 
nach den für alle Kaufleute geltenden Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 4100- 1, veröffentlichten be­
reinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Ge­
setzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 154) geän­
dert worden ist, aufzustellen." 

2. § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 

Aufstellung des Jahresabschlusses und Prüfung 

(1) Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist 
ein Jahresabschluss in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften des Dritten Buches des Handels­
gesetzbuches für Kapitalgesellschaften aufzustellen 
und zu prüfen, soweit sich aus dieser Verordnung oder 
aus der Unternehmenssatzung nach§ 5 nichts anderes 
ergibt. 

(2) Der Jahresabschluss ist zu prüfen. Im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung ist die Anwendung des § 53 
Absatz 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 19. Au­
gust 1969 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Arti­
kel 10 des Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBL I 
S. 3122) geändert worden ist, zu beauftragen. In dem 
Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses ist fer­
ner darauf einzugehen, ob das von der Gemeinde zur 
Verfügung gestellte Eigenkapital angemessen verzinst 
wird. Sofern ein Lagebericht aufzustellen ist, erstreckt 
sich die Jahresabschlussprüfung auch auf diesen. 

(3) Die Aufwendungen für die Jahresabschlussprü­
fung trägt das Unternehmen." 

3. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die Absatzbezeichnung ,,(2)" wird gestrichen. 

4. § 26 wird aufgehoben. 

5. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 27 

Rechenschaft" 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und den Lagebe­
richt" durch die Wörter „nach § 22" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „und der Lagebe­
richt sind" durch die Wörter „nach § 22 ist" 
ersetzt. 

c) Die Absätze 2 und 3 werden durch folgenden Ab­
satz 2 ersetzt: 

,,(2) Der Jahresabschluss, die Verwendung des Jah­
resüberschusses oder die Behandlung des Jahres­
fehlbetrages sowie das Ergebnis der Jahresab­
schlussprüfung nach § 22 sind öffentlich bekannt 
zu machen und bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu 
halten." 

Artikel 8 
Inkrafttreten, Übergangsregelung 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 
2023 in Kraft. 

(2) Für bis zum Tag der Verkündung dieses Gesetzes be­
schlossene und veröffentlichte Haushaltssatzungen gilt 
das vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Recht 
fort. 

(3) § 102 Absatz 2 Satz 2 Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung dieses Geset­
zes gilt für Beauftragungen, die nach Verkündung dieses 
Gesetzes vorgenommen werden. 

Düsseldorf, den 5. März 2024 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

203013 

Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales , 
Bau und Digitalisierung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

- GV. NRW. 2024 S. 136 

Verordnung zur Änderung der 
Ausbildungsverordnung zweites Einstiegsamt 

Laufbahngruppe 2 - allgemeiner 
Verwaltungsdienst Land 

Vom 29. Februar 2024 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S . 310, ber. S. 642) verord­
net das Ministerium des Innern im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Ausbildungsverordnung zweites Einstiegsamt Lauf­
bahngruppe 2 - allgemeiner Verwaltungsdienst Land 
vom 14. September 2020 (GV. NRW. S. 900) wird wie 
folgt geändert: 
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